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Meinung

Hagen Strauß
zum Ukraine-Gipfel
im Weißen Haus

Diese Treffen
sind Zeichen
der Ermutigung

D erWeg ist noch langund er
bleibt steinig, denn Wla-
dimir Putin ist nachwie vor

der entscheidende Akteur, wenn es
um die Frage von Krieg oder Frie-
den in der Ukraine geht. Aber die
Treffen von Washington lassen hof-
fen – sie sind in Zeiten der geopoli-
tischen Polarisierung, in der die
Staaten auseinander- statt zusam-
mendriften, auch ein großes Zei-
chen der Ermutigung. Die Orbans
dieser Welt haben noch nicht ge-
wonnen. Europa kann kraftvoll zu-
sammen handeln – und zusammen-
stehen.

Nun ist zumindest ein Friedenspro-
zess angestoßen, mit dem man vor
einigen Wochen und auch nach
dem beschämenden Treffen des
amerikanischen und russischen
Präsidenten in Alaska so nicht
rechnen konnte. Das ist das Ver-
dienst der Koalition der Willigen,
die mit einer Mischung aus Demut
und klarer Positionierung – auch
durch einen selbstbewussten deut-
schen Kanzler – den Nerv des un-
berechenbaren US-Präsidenten
Donald Trump getroffen haben.
Nicht zuletzt, weil es ihnen gelun-
gen ist, die Folgen des Krieges etwa
anhand der Tausenden ver-
schleppten ukrainischen Kinder
plastisch zu machen – so beein-
druckt man den US-Präsidenten.
Und so lassen sich dann auch die
Brücken schlagen, die es zwischen
Trump und Selenskyj nach dem
Eklat im Weißen Haus im Februar
neugebraucht hat.

Allerdings ist damit noch nichts
endgültig gewonnen.DerKrieg geht
weiter. Ob es tatsächlich zu einem
direkten Treffen zwischen Putin und
Selenskyj kommen wird, hängt jetzt
allein vom Kreml-Herrscher ab, der
während der Treffen im Weißen
Haus die Ukraine weiter bombar-
diert hat. Nunmuss er seinen Betrag
leisten, inwieweit der russische Prä-
sident das tatsächlich will, ist unklar
geblieben. Auch sind nun in der
Folge noch viele komplizierte Fra-
gen zu klären, etwa territorialer Na-
tur oder die konkrete Ausgestaltung
von Sicherheitsgarantien, die vor
allem die Europäer und damit auch
Deutschland leisten müssen. Das
wird noch zu hitzigen Debatten füh-
ren. Aber ein Anfang ist gemacht,
damit es endlich Frieden geben
kann.Nichts istwichtiger als das.

Friedrich Merz muss man loben. Es
ist eine Leistung des Kanzlers, dass
die Europäer im Weißen Haus so
geeint aufgetreten sind und damit
ein befürchteter Eklat verhindert
werden konnte. Merz hat die Koali-
tion der Willigen im Vorfeld organi-
siert, auf internationaler Bühne ist
er inzwischen einflussreicher, als es
sein Vorgänger Olaf Scholz von der
SPD wohl jemals gewesen ist. Dass
ermöglicht es ihm auch, für die Eu-
ropäer klare Akzente zu, etwa hin-
sichtlich eines Waffenstillstands vor
weiteren Verhandlungen mit dem
Aggressor Putin.
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Presseschau

Es gibt eine neue Diskussion über
die Beteiligung der Bundeswehr
bei der Absicherung einer mögli-
chen Friedenslösung in der Ukrai-
ne. Das kommentiert die „Neue
Osnabrücker Zeitung“ so:

NOZ
Wenn aber die Rahmenbedingungen
passen, wäre es kaum zu rechtfer-
tigen, kein Bundeswehr-Kontingent
zur Friedenssicherung in der Ukraine
abzustellen. Deutschland darf und
wird sich die Entscheidung nicht
leicht machen. Umfragen zufolge ist
die Gesellschaft in der Frage einer
deutschen Friedenstruppe gespal-
ten. Deshalb hat die Öffentlichkeit
ein Recht auf eine ehrliche, aber
nicht endlos geführte Debatte.
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„So entlasten wir Beitragszahler um Milliarden“
Im Gastbeitrag erläutert der Landeschef der Techniker Krankenkasse kurzfristige Einsparpotenziale ohne Leistungskürzungen

Von Jörn Simon

Die finanzielle Lage der gesetzli-
chen Krankenkassen ist schwierig.
Schauen wir der Tatsache ins Ge-
sicht: Die Ausgaben wachsen viel
schneller als die Einnahmen. Ohne
kurzfristige Gegenmaßnahmen
werden die Beiträge für die Versi-
cherten und damit auch für ihre Ar-
beitgeber zum Jahresbeginn er-
neut steigen. Die Regierung muss
dringend die explodierenden Aus-
gaben für Gesundheit dämpfen
und strukturelle Reformen auf den
Weg bringen.

Was keine Lösung für das Pro-
blem ist: Darlehen, die die Bun-
desregierung jetzt für die gesetzli-
che Krankenversicherung (GKV)
gewährt – insgesamt 4,6 Milliarden
Euro für 2025 und 2026. Sie lösen
die finanziellen Probleme nicht,
und das Geld muss außerdem zu-
rückgezahlt werden. Dabei gäbe es
die Möglichkeit, die Beitragszah-
lerinnen und -zahler um mehrere
Milliarden Euro finanziell zu ent-
lasten, ohne Leistungen zu kürzen.
Die Vorschläge dafür liegen auf
dem Tisch und sind kurzfristig um-
setzbar. So entlasten wir die Bei-
tragszahler um Milliarden:

Nach den Ausgaben für die Kli-
niken sind Arzneimittel der zweit-
größte Kostenblock. Die GKV gab
im vergangenen Jahr dafür 55 Mil-
liarden Euro aus – mehr als für am-
bulante Behandlungen bei Haus-
und Fachärzten. Allein in Rhein-
land-Pfalz hat die TK 700 Millionen
Euro für Medikamente gezahlt.
Kostentreiber sind neue, patentge-
schützte Arzneimittel. Die Preisbe-
rechnungen sind intransparent,
Forschungs- und Entwicklungs-
kosten werden nicht offengelegt.
Preise im fünf- und sechsstelligen
Bereich sind keine Seltenheit, auch
die Millionenmarke für einzelne
Medikamente ist längst erreicht.

Die Grenze des Leistbaren
Dies alles muss die Versicherten-
gemeinschaft finanzieren, und die
Frage ist, wann die Grenze des
Leistbaren erreicht ist. Deshalb
brauchen wir eine neue Preisfin-
dung für Arzneimittel, die auf
transparenten Kriterien beruht. Um
kurzfristig die Arzneimittelausga-
ben zu dämpfen, sollte der soge-
nannte Herstellerrabatt, also der
Abschlag, den Unternehmen auf
patentgeschützte Arzneimittel ge-
währen müssen, erhöht werden.
Aktuell liegt er bei 7 Prozent. Eine
Erhöhung auf 17 Prozent könnte
die GKV jedes Jahr um bis zu 3Mil-
liarden Euro entlasten. Das Bun-
desverfassungsgericht hat kürzlich

ein einem wegweisenden Urteil die
Zulässigkeit des Herstellerab-
schlags bestätigt. Die Bundesre-
gierung sollte davon Gebrauch ma-
chen, um überhöhte Gewinne der
Pharmaindustrie zu begrenzen und
damit Versicherte und Arbeitgeber
finanziell zu entlasten.

Ein weiteres Beispiel: Wer an
der Fleischtheke Rinderlende kauft,
zahlt darauf 7 Prozent Mehrwert-
steuer, demnächst voraussichtlich
auch im Restaurant, wenn die Bun-
desregierung die Pläne zur Steu-
ersenkung in der Gastronomie um-
setzt. Blumen, Briefmarken, Zei-
tungen und Noten werden neben
Grundnahrungsmitteln auch als
„wichtige Güter“ eingestuft, eben-
so Tonträger und Gemälde.

Warum diese Regelung für Arz-
neimittel nicht gilt – dafür gibt es
keine logische Erklärung. Dabei
könnte eine Absenkung auf den er-
mäßigten Steuersatz von 7 Prozent
die GKV-Ausgaben jedes Jahr um
rund 6 Milliarden Euro mindern.
Würde die Steuer ebenso für alle
Hilfsmittel abgesenkt, ließen sich
zusätzlich 720 Millionen Euro jähr-
lich einsparen.

Apropos Hilfsmittel: Seit 2019
darf die GKV Hilfsmittel nicht

mehr ausschreiben. Wenn Aus-
schreibungen wieder möglich wä-
ren, könnte die Versichertenge-
meinschaft jährlich um mindestens
350 Millionen Euro entlastet wer-
den – durch in den Verträgen ver-

ankerte Qualitätsstandards ohne
Einbußen bei der Versorgungs-
qualität.

Die Bundesregierung sollte zu-
dem den Mut haben, Fehler ihrer
Vorgängerregierungen zu korri-
gieren. So wurde 2019 das Ter-
minservice- und Versorgungsge-
setz (TSVG) eingeführt. Die Hoff-
nung: Mehr Geld für Terminver-
mittlung sollte zu schnelleren Ter-
minen für die Patientinnen und Pa-
tienten führen. Der Bundesrech-
nungshof befand: Ziel nicht er-
reicht! Außerdem werden Termin-
vermittlungen mittlerweile sogar
doppelt vergütet, im Rahmen des
normalen Budgets und extrabud-
getär. Ein Ende der Doppelfinan-
zierung würde rund 225 Millionen
Euro pro Jahr einsparen.

Ein weiterer Kostenblock der
GKV sind die sogenannten versi-
cherungsfremden Leistungen. Das
sind Leistungen, die gar nicht von
der GKV, sondern aus Steuermit-
teln bezahlt werden müssten. Ein
Beispiel sind die Beiträge für Emp-
fängerinnen und Empfänger von
Bürgergeld. Sie erhalten die glei-
che medizinische Versorgung wie
alle gesetzlich Versicherten. Das ist
gut und richtig.

Die Finanzierung dieser Versor-
gung ist jedoch eine staatliche Auf-
gabe und muss deshalb aus Steu-
ermitteln erfolgen. Das sieht auch
die Gesundheitsministerin so. Ak-
tuell zahlt der Staat aber nur rund
ein Drittel der benötigten Summe,
den Rest zahlen die Versicherten
mit ihren Beiträgen. Eine kom-
plette Übernahme der Finanzie-
rung durch den Staat würde die
GKV jährlich um rund 10 Milliar-
den Euro entlasten.

Jedes dritte Klinikbett bleibt leer
Zu guter Letzt ein Blick auf die
Krankenhäuser. In Rheinland-Pfalz
bleibt im Durchschnitt jedes dritte
Krankenhausbett leer. Im Land
haben wir mit 67 Prozent die
niedrigste Bettenauslastung bun-
desweit. Zurzeit sind viele Ärztin-
nen und Ärzte sowie Pflegekräfte
in Häusern mit schlechter Auslas-
tung gebunden. Fast ein Drittel
der Kliniken in Rheinland-Pfalz ha-
ben weniger als 150 Betten. Trotz-
dem muss dort ein Pool an Ärztin-
nen und Ärzten und weiteres
medizinisches Personal vorgehal-
ten werden.

Noch dazu gibt es viele unnöti-
ge Operationen, denn wenn eine
Klinik viele leere Betten hat und
gleichzeitig rote Zahlen schreibt,
ist der wirtschaftliche Druck sehr
groß, sich im Zweifelsfall für eine
OP zu entscheiden. Die Zahlen un-
seres Zweitmeinungsverfahrens,
das bei einer empfohlenen Rü-
cken-OP in Anspruch genommen
werden kann, zeigen beispiels-
weise, dass in 88 Prozent der Fälle
eine Operation überflüssig ist.

Schlecht ausgelastete Häuser,
denen bei komplizierten Eingriffen
die Erfahrung und Routine fehlt, er-
reichen oft nicht die erforderliche
Qualität. Deshalb ist es so wichtig,
dass die Krankenhausreform kon-
sequent umgesetzt wird und
die Qualitätsziele nicht durch
die im Krankenhausreformanpas-
sungsgesetz vorgesehenen Aus-
nahmeregeln verwässert werden.
Das ist letztlich auch das, was die
meisten Patientinnen und Patien-
ten sich wünschen.

In einer Forsa-Umfrage, die die
TK in Auftrag gegeben hatte, wur-
den Menschen in Rheinland-Pfalz,
Hessen und Saarland gefragt, für
welche Option sie sich entscheiden
würden, wenn sie für eine aufwen-
dige Behandlung oder Operation
ins Krankenhaus müssten. Neun
von zehn Befragten entschieden
sich für ein Krankenhaus mit um-
fassender Erfahrung mit dieser Art
von Behandlung, auch wenn es
weiter vom Wohnort weg ist.

2029 könnte der durchschnittliche Zusatzbeitrag für die Krankenkasse bei 4,05 Prozent des Bruttoeinkommens lie-
gen. Höchste Zeit gegenzusteuern, fordert der TK-Landeschef Jörn Simon. Foto: Jens Kalaene/dpa, Jonas Werner-Hohensee

„Empfängerinnen und Emp-
fänger von Bürgergeld er-
halten die gleiche medizini-
sche Versorgung wie alle ge-
setzlich Versicherten. Das ist
gut und richtig. Die Finan-
zierung dieser Versorgung ist
jedoch eine staatliche Auf-
gabe und muss deshalb aus
Steuermitteln erfolgen.“
TK-Landeschef Jörn Simon
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